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b) Durchführung von Projektprüfungen und Ab­
gabe bautechnischer Gutachten;

c) Durchführung von Typisierungs-, Standardisie- 
rungs- und Forschungsaufträgen.

§ 4
Leitung der Betriebe

(1) Die Leitung des Betriebes erfolgt nach dem Prin­
zip der persönlichen Verantwortung und nach dem 
Grundsatz der Einzelleitung bei aktiver Mitwirkung 
aller Beschäftigten an der Entwicklung des Betriebes.

(2) Der Betrieb wird durch einen Betriebsleiter ge­
leitet. Dieser handelt im Namen des Betriebes auf der 
Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen und haftet 
dem Betrieb für Schäden, die er ihm durch schuldhafte 
Verletzung seiner Pflichten zufügt.

(3) Bei seinen Entscheidungen ist der Betriebsleiter 
an den Plan des Betriebes und an die Weisungen des 
dem Betrieb übergeordneten staatlichen Organs gebun­
den. Er ist für die politische, ökonomische und organi­
satorische Entwicklung des Betriebes gegenüber dem 
übergeordneten Organ der Straßenverwaltung verant­
wortlich und rechenschaftspflichtig.

(4) Die Betriebsleiter der zentral geleiteten Betriebe 
werden im Falle der Verhinderung durch die Techni­
schen Leiter vertreten. Die Vertreter der Betriebsleiter 
der übrigen Betriebe des Straßenwesens werden von 
den diesen Betrieben übergeordneten staatlichen Orga­
nen festgelegt. Während der Vertretung gehen die 
Rechte und Pflichten des Betriebsleiters auf den Ver­
treter über.

(5) Alle mit leitenden Funktionen im Betrieb be­
trauten Mitarbeiter sind in ihren Aufgabenbereichen 
weisungsbefugt und persönlich verantwortlich. Sie haf­
ten nach dem Prinzip der persönlichen Verantwortung 
dem Betrieb für Schäden, die sie ihm durch schuldhafte 
Verletzung ihrer Pflichten zufügen.

Berufung, Abberufung, Einstellung, Entlassung
(1) Bei den zentral geleiteten Betrieben, werden der 

Betriebsleiter und der Hauptbuchhalter durch den Mi­
nister für Verkehrswesen berufen und abberufen. Alle 
übrigen Mitarbeiter der Betriebe werden durch den Be­
triebsleiter entsprechend den gesetzlichen Bestimmun­
gen und unter Beachtung der Bestimmungen der No­
menklatur des Ministeriums für Verkehrswesen ein­
gestellt und entlassen.

(2) Bei allen übrigen Betrieben sind die Bestimmun­
gen der Nomenklatur der zuständigen örtlichen Räte 
einzuhalten. Die Organe der Straßenverwaltung haben 
vor der Berufung und Abberufung von Betriebsleitern 
die Zustimmung des übergeordneten Organs der Stra­
ßenverwaltung einzuholen.

§ 6
Arbeitsweise der Betriebe

(1) Zur Verwirklichung der sozialistischen Leitungs­
prinzipien hat der Betriebsleiter besonders die aktive 
Mitarbeit der Werktätigen und der Gewerkschafts­
organisation an der Leitung des Betriebes zu fördern. 
Die Hauptmethoden dieser Arbeitsweise sind:

a) jährlicher Abschluß des Betriebskollektivvertrages 
und die ständige Kontrolle der Erfüllung der darin 
enthaltenen Verpflichtungen;

b) Unterstützung der Betriebsgewerkschaftsorgani­
sation bei der Durchführung sozialistischer Wett­
bewerbe und bei der Anwendung von Neuerer­
methoden;

c) aktive Unterstützung der Betriebsgewerkschafts­
organisation bei der Durchführung von Produk­
tionsberatungen und bei der Organisierung von 
Planungsaktivs, Aktivistenkommissionen und an­
deren Aktivs bzw. Kommissionen für spezielle 
Aufgaben;

d) Vorbereitung und Durchführung ökonomischer 
Konferenzen des Betriebes in Zusammenarbeit 
mit der Betriebsgewerkschaftsorganisation.

Der Betriebsleiter ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
daß die in den Produktionsberatungen und ökonomi­
schen Konferenzen gefaßten Beschlüsse verwirklicht 
werden und daß der Abschluß des Betriebskollektiv­
vertrages rechtzeitig erfolgt.

(2) Die leitenden Mitarbeiter des Betriebes haben 
über die Erfüllung der Beschlüsse der Produktionsbera­
tungen, des Betriebskollektivvertrages und der ökono­
mischen Konferenzen sowie anderer Beratungen der 
Werktätigen Rechenschaft in Versammlungen und Kon­
ferenzen der Gewerkschaft abzulegen.

(3) Der Betriebsleiter hat den Plan vor Abgabe an 
das zuständige Organ der Straßenverwaltung der Be­
triebsgewerkschaftsorganisation zur Stellungnahme vor­
zulegen. Zur Beseitigung von Hemmnissen bei der 
Durchführung des Planes dienen regelmäßig durchzu­
führende Aussprachen mit den Werktätigen, Betriebs­
begehungen und die aktive Teilnahme der leitenden 
Mitarbeiter des Betriebes an Versammlungen und Be­
ratungen der Betriebsgewerkschaftsorganisation. Die 
leitenden Mitarbeiter des Betriebes haben alle Mög­
lichkeiten auszunutzen, um der Belegschaft die wirt­
schaftlichen Zusammenhänge in Verbindung mit den 
eigenen Aufgaben des Betriebes zu erklären.

(4) Der Arbeitsablauf wird durch die Arbeitsordnung 
geregelt, die der Bestätigung durch das übergeordnete 
Organ der Straßenverwaltung bedarf.

§ 7
Vertretung der Betriebe im Rechtsverkehr

(1) Der Betrieb wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch den Betriebsleiter, seinen Vertreter oder andere 
hierzu Bevollmächtigte vertreten.

(2) Der Betriebsleiter hat das Alleinvertretungsrecht 
für den Betrieb und ist zur Einzelzeichnung rechtsver­
bindlicher Erklärungen befugt.

(3) Im Falle der Verhinderung des Betriebsleiters 
wird der Betrieb durch den nach § 4 Abs. 4 bestimmten 
Vertreter gemeinsam mit einem vom Betriebsleiter 
hierzu Bevollmächtigten vertreten.

(4) Im Rahmen der ihnen erteilten Vollmacht können 
auch andere Mitarbeiter des Betriebes sowie sonstige 
Personen diesen vertreten und rechtsverbindliche Er­
klärungen abgeben. Solche Vollmachten, die sich nur 
auf einen bestimmten Aufgabenbereich beziehen kön­
nen, bedürfen der Schriftform und dürfen nur vom 
Betriebsleiter oder im Falle seiner Verhinderung von 
seinem Vertreter erteilt werden.

(5) Der Hauptbuchhalter und sein Vertreter können 
den Betrieb im Rechtsverkehr nicht vertreten. Verfü­
gungen über Zahlungsmittel und Vorgänge, aus denen


